
SPD - FDP - Bündnis 90/DIE GRÜNEN – UWG - LiPi
FRAKTIONEN IM RAT DER STADT MEERBUSCH

co   Bündnis 90   / Die Grünen - Meerbusch

An den Vorsitzenden des Bau- und Umweltausschusses
Herrn Leo Jürgens
Stadt Meerbusch
Ratsbüro
40667 Meerbusch-Büderich

Meerbusch, 17. März 2019

Antrag
Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 26.3.2019
Baumschutzsatzung

Sehr geehrter Herr Jürgens,

die Fraktionen SPD - FDP - Bündnis 90/DIE GRÜNEN - UWG – LiPi beantragen 
zur Beratung des Tagesordnungspunktes 6 in obiger Sitzung, nachfolgenden An-
trag in der Beratung zum Thema Baumschutzsatzung zur Beschlussfassung zu be-
rücksichtigen.

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt die Einführung einer Baumschutz-
satzung entsprechend der Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Düssel-
dorf. 

-----------------------------------------

Wesentliche Eckpunkte:
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Baumschutzsatzung 
der Landeshauptstadt Düsseldorf

Die Baumschutzsatzung regelt den Schutz des Baumbestandes innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs der Bebauungspläne.

Geschützt sind Bäume mit einem Stammumfang von 80 und mehr Zentimetern. 
Mehrstämmige Bäume sind geschützt, sofern einer der einzelnen Stämme einen 
Umfang von 50 Zentimetern und mehr hat.

Der Umfang ist dabei jeweils in einer Höhe von 100 Zentimetern über dem Erdbo-
den zu messen. Liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, ist der Stammumfang 
unmittelbar unter dem Kronenansatz maßgebend.

Nicht unter die Vorschrift dieser Satzung fallen Obstbäume mit Ausnahme von 
Walnussbäumen und Esskastanien.

Eine Ausnahme von dieser Satzung wird erteilt:

 Wenn die Bäume durch den Eigentümer oder einen sonstigen Berechtigten 
aufgrund von öffentlich-rechtlichen Vorschriften zu entfernen sind.

 Wenn die Bäume in ihrem Aufbau wesentlich zu verändern sind und der Ei-
gentümer sich nicht in zumutbarer Weise von dieser Verpflichtung befreien 
kann.

 Wenn die Bäume, eine nach baurechtlichen Vorschriften statthafte Nutzung 
oder nur unter wesentlichen Beschränkungen sonst nicht zulassen.

 Wenn die Bäume, Personen oder Sachen gefährden und die Gefahr nicht auf 
andere Weise und mit zumutbarem Aufwand zu beheben ist.

 Wenn die Bäume, krank sind und ihre Erhaltung, auch unter Berücksichtigung
des öffentlichen Interesses, mit zumutbarem Aufwand nicht möglich ist.

 Wenn die Bäume, aus überwiegenden auf andere Weise nicht zu verwirkli-
chenden öffentlichen Interessen dringend zu beseitigen oder wesentlich zu 
verändern sind.

 Wenn die Bäume die Einwirkung von Licht und Sonne auf Fenster unzumut-
bar beeinträchtigen. Eine unzumutbare Beeinträchtigung liegt vor, wenn Fens-
ter so beschattet werden, dass dahinter liegende Wohnräume während der 
Helligkeit des Tages bei gewöhnlichen Lichtverhältnissen nur mit künstli-
chem Licht benutzt werden können. Der Wohnraum aber ohne Einwirkung 
des betroffenen Baumes ohne künstliches Licht nutzbar wäre.
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Von den Verboten des §2 der Baumschutzsatzung kann eine Befreiung erteilt wer-
den, wenn das Verbot nach Abwägung der öffentlichen und privaten Interessen zu 
einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentli-
chen Belangen vereinbar ist.

 Im Einzelfall können für die Bearbeitung weitere Nachweise erforderlich sein,
wie zum Beispiel Lagepläne in denen Standorte, Arten und Stammumfänge 
der geschützten Bäume eingetragen sind. 

 Sie können uns entweder persönlich besuchen oder eine andere Person beauf-
tragen. Die beauftragte Person benötigt eine Vollmacht. Eine telefonische Be-
ratung vorab ist möglich. 

 Fällanträge, die im Zusammenhang mit einem Bauvorhaben stehen, sind als 
Anlage zum Bau- bzw. Abbruchantrag beim Bauaufsichtsamt einzureichen. 
Hier ist jeweils ein Lageplan mit Angabe von Standorten, Arten und 
Stammumfängen der betroffenen Bäume erforderlich. 

 Der Antrag kann formlos gestellt werden. Für die Ausnahme oder Befreiung 
von den Bestimmungen der Baumschutzsatzung müssen die Gründe dargelegt
werden. 

----------------------------------------

Gründe:

Der Ausschuss hat bereits beschlossen, eine Baumschutzsatzung einzuführen. Der
Verwaltungsvorschlag, eine Baumschutzsatzung abzulehnen, ist völlig unverständ-
lich, widerspricht der bereits verbindlichen Beschlusslage und dem damit konkreti-
sierten Willen der Ausschussmehrheit. Damit ignoriert die Verwaltung einen kla-
ren politischen Auftrag.

Regelmäßig werden in Meerbusch Bäume mit  hohem ökologischem Wert  ohne
zwingende Notwendigkeit gefällt. Viele Bilder von Meerbuscher*innen und in der
Presse  dokumentieren  diese  unverständlichen Maßnahmen,  die  bei  vielen Men-
schen keine Akzeptanz finden.

Mehrfach hat auch der Technische Beigeordnete öffentlich auf die fehlenden Rege-
lungsmöglichkeiten hingewiesen, da es keine Baumschutzsatzung gibt. 
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